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Drucksache IV/1670 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Sonderabkommen vom 7. Dezember 1957 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Belgien über Arbeitslosenversicherung 

— Drucksache IV/ 1434 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haase (Kellinghusen) 


Das Plenum des Deutschen Bundestages hat den 
Ratifikationsgesetzentwurf in der 84. Sitzung am 
3. Oktober 1963 an den Ausschuß für Arbeit über- 
wiesen. 

Der Ausschuß befaßte sich in seiner 60. Sitzung 
am 13. November 1963 mit der Gesetzesvorlage 
und stimmte ihr nach Anhörung der Begründung 
durch den Regierungsvertreter zu. 

Das wesentliche Anliegen des Sonderabkommens 
besteht darin, gewisse Lösungen der Verordnung 
Nr. 3 über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer vom 3. Dezember 1958 so zu gestalten, daß 
sie modernen Ansprüchen in etwa entsprechen. Das 
Sonderabkommen regelt die Ansprüche auf Arbeits- 
losengeld für Arbeitnehmer, die in dem einen Staat 
gearbeitet haben und in dem anderen Ansprüche 
geltend machen wollen; es umfaßt über die Verord- 
nung Nr. 3 hinaus auch die Seeleute. Es regelt diese 
Ansprüche auch für Staatsangehörige der Mitglied- 
staaten des Europarates, die das vorläufige Euro- 
päische Abkommen über die Soziale Sicherheit unter 
Ausschluß der Systeme für den Fall des Alters, der 
Invalidität und zugunsten der Hinterbliebenen vom 
11. Dezember 1953 ratifiziert haben; das sind außer 
den Staaten, die der EWG angehören, Dänemark, 
Griechenland, Irland, Norwegen, Schweden und das 
Vereinigte Königreich von Großbritannien und 
Nordirland. 


Nach dem Abkommen werden — - anders als nach 
der Verordnung Nr. 3 ~ bei der Geltendmachung 
eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld die Leistun- 
gen der Dauer und der Höhe nach nach dem Recht 
des Aufnahmestaates gewährt. Diese Leistungen 
werden mit dem Träger des Staates, gegen den ur- 
sprünglich ein Anspruch auf Arbeitslosengeld be- 
stand, aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
nicht verrechnet. Das Sonderabkommen regelt ferner 
über die Verordnung Nr. 3 hinaus den Anspruch auf 
Kurzarbeit für Arbeitnehmer, die in dem einen Land 
wohnen, aber in dem anderen arbeiten. Es schafft 
ferner für den Grenzgänger insofern eine Begünsti- 
gung, als er bei Eintritt der Arbeitslosigkeit an den 
Staat seines Wohnortes einen Anspruch auf Leistun- 
gen hat, ohne daß er, wie es nach der Verordnung 
Nr. 3 ist, im Staat des Wohnortes bereits gearbeitet 
hat. Nach dem Sonderabkommen wird ausdrücklich 
auf die Verhängung von Sperrfristen verzichtet, 
wenn ein deutscher Staatsangehöriger, dessen Fami- 
lie in der Bundesrepublik wohnt, seine Arbeit in 
Belgien nur deswegen aufgibt, weil er zu seiner 
Familie in die Bundesrepublik zurückkehren möchte. 

Der Bundesrat hat in seiner 260. Sitzung am 
12. Juli 1963 gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG beschlos- 
sen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen 
zu erheben. 


Bonn, den 22. November 1963 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1434 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 22. November 1963 

Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 



